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Der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 27. Juni 1969 un­
ter Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr. Augustin 
und der Bundesrichter Dr. Mattem, Hill, Offterdin- 
ger und Dr. Grell

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten zu 2) und 3) ge­
gen das Urteil des 4. Zivilsenats des Ober­
landesgerichts Stuttgart, anstelle der Ver­
kündung zugcstellt am 22. April 1966, wird 
zurückgewi e s en.

Von den Kosten des Revisionsverfahrens tra­
gen die Beklagten zu 2)und 3)ihre eigenen 
außergerichtlichen Kosten sowie als Gesamt­
schuldner 2/3 der Gerichtskosten und die Ko­
sten der Kläger.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Beklagten verkauften in vier Kaufverträgen 
im Mai 1962 je etwa 1/4 eines 1297 qm großen Grund­
stücks in S t J B H B - F I H H m  an die Kläger zu den 
Kaufpreisen von 47 600 DM (Klägerin zu l), 47 700 DM 
(Kläger zu 2), 41 600 DM (Klägerin zu 3)und deren in-
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zwischen verstorbenen Ehemann), und 41 600 EM (Kläger 
zu 4) ”wie besichtigt und ohne Zusicherung irgendwel­
cher Eigenschaften”. Eie Kläger erwarben die Grund­
stücke zwecks Errichtung von vier Häusern in Reihen­
bauweise durch den als ’‘Baubotreuer” beauftragten Zeu­
gen S c f l B I '  Eie Kaufpreise sind bis auf eine Rest­
schuld der Kläger zu 4) in Höhe von 1 515,25 EM be­
zahlt worden; sie haben diesen Betrag zurückbehalten, 
da ihr Grundstück um 11 qm kleiner vermessen worden ist, 
als im Kaufvertrag vorgesehen war. Auf den Grund­
stücken hatte sich bis etwa Ende des letzten Jahrhun­
derts eiii Schilfsandsteinbruch befunden, der vor et­
wa 30 Jahren aufgefüllt worden war. Nach Erstattung 
eines Gutachtens des Eiplom-lngenieurs Er. T f l H H H H  
über den Baugrund im Herbst 1963 wurde bei den Funda­
menten und im Untergeschoß der Gebäude dementsprechend 
eine stärkere Bewehrung eingebaut, die nach dem Vortrag 
der Kläger Mehraufwendungen von mehr als 28 977,17 EM 
verursacht haben. Inwieweit den Vertragsparteien oder 
dem Vertreter der Kläger die frühere Auffüllung des 
Bodens bekannt war oder dieser Umstand äußerlich erkenn­
bar war, ist unter den Parteien streitig.

Eie Kläger halten die frühere Auffüllung des Bau­
grunds für einen erheblichen Mangel des Gesamtgrund­
stücks, der eine Minderung des Kaufpreises um 24 000 EM, 
also um 6 000 EM einer jeden der vier Kaufpreisforderun­
gen rechtfertige. Mit der im Jahr 1962 erhobenen Kla­
ge begehren sie Zahlung von den Beklagten als Gesamt­
schuldner von je 6 000 EM.
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Die Beklagten haben beantragt, die Klage abzu­
weisen; hilfsweise haben sie mit der restlichen Kauf­
preisford erung aufgerechnet.

Das Landgericht hat einen Minderungsanspruch in 
Hohe von 17 850 DM errechnet, davon den noch nicht be­
zahlten Kaufpreisanteil in Höhe von 1 515,25 DM ab­
gezogen (Rest: 16 334,75 DM) und einer jeden der vier 
Klagparteien 4 083,68 DM zuerkannt.

Auf Berufung der Beklagten und Anschlußberufung 
der Kläger hat das Berufungsgericht Minderungsansprü- 
che von je 10 # der jeweiligen Kaufpreisforderung gegen 
die drei Beklagten als Gesamtschuldner zuerkannt und 
die Aufrechnung allein gegen die Kläger zu 4) durch­
greifen lassen.

Mit der Revision erstreben die Beklagten die völ­
lige Abweisung der Klage. Das Verfahren hinsichtlich 
der Beklagten zu 1)ist nach ihrem Tod auf Antrag ih­
res Prozeßbevollmächtigten durch Beschluß vom 30. Ju­
ni 1968 gemäß § 246 ZPO ausgesetzt worden. Die Klä­
ger beantragen, die Revision zurückzuweisen.
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Das Berufungsgericht erachtet die Auffüllung des 
verkauften Baugrundstücks als einen Mangel, der den 
Wert des Grundstücks für die von beiden Vertragspar­
teien vorausgesetzte Benutzung als Bauland erheblich 
beeinträchtigt. Da die Kläger von dem Mangel keine po­
sitive Kenntnis gehabt hätten, führt das Berufungs­
gericht weiter aus, der Mangel aber auch nicht äußer­
lich erkennbar gewesen oder etwa infolge grober Fahr­
lässigkeit verborgen geblieben sei, hätten die Klä­
ger einen Anspruch auf Minderung des Kaufpreises 
(§§ 462, 472 BGB).

Die Revision meint, das Berufungsgericht habe zur 
Frage der Erheblichkeit des Mangels nicht hinreichend 
Stellung genommen und nicht die Auffassung der Beklag­
ten berücksichtigt, nach 30 Jahren habe sich auch auf- 
gefüllter Boden soweit gesetzt, daß er ungefähr die 
gleiche Festigkeit wie ein gewachsener Boden habe. Die 
Rüge ist unbegründet. Ob ein Mangel der Kaufsache er­
heblich ist, richtet sich nach der Verkehrsauffassung 
und nicht nach der Ansicht der Verkäufer (RGZ 1297 280, 
283)* Aus Rechtsgründen ist die Feststellung des Tat­
richters über die Erheblichkeit nicht zu beanstanden.
Da ein Baugrund im allgemeinen auch keinen Fels oder 
Granit enthält, bestand für das Berufungsgericht auch 
kein Anlaß, zu prüfen, ob der Auffüllboden mangels 
solchen Gesteines etwa besondere Vorteile für die Klä­
ger bot.
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Die Ablehnung des beantragten Augenscheins zur 
Feststellung dafür, daß der Charakter des Geländes 
als Auffüllgrund erkennbar gewesen sei, beurteilt 
die Revision zu Unrecht als Vorwegnahne der Beweis­
aufnahme. Allerdings kann die unmittelbare Wahrneh­
mung des Gerichts nicht ohne weiteres durch den Bin­
druck sachkundiger Zeugen ersetzt werden. Es ist je­
doch zu berücksichtigen, daß der hier maßgebende vor 
der Bebauung bestehende Zustand (mit verwilderten 
Sträuehern und starken Bäumen bewachsen) schon wäh­
rend des Prozesses nicht mehr bestanden hat und daß 
nach dem Vortrag der Beklagten der frühere Eindruck 
nur noch durch die meterhohe Böschung auf der Bergsei­
te des Grundstücks und eine Verbotstafel auf dein Nach­
bargrundstück ("Schutt abladen verboten") als Anzeichen 
für ein aufgefülltes Steinbruchgebiet vermittelt wor­
den ist. Diese eindeutig beschreibbaren restlichen An­
zeichen vermochte der Tatrichter auch ohne eigene Y/ahr- 
nehmung hinreichend zu würdigen.

Hit Nachdruck wendet sich die Revision gegen die 
Feststellung, den Klägern sei der Mangel des Grund­
stücks nicht infolge grober Fahrlässigkeit verborgen 
geblieben (§ 460 Satz 2 BGB). Dazu führt das Berufungs­
gericht aus: Der äußere Eindruck des Grundstückes und 
seiner näheren Umgebung hätte nicht an ein Auffüllgelän­
de denken lassen. Deshalb habe auch seitens der Käufer 
keinerlei Veranlassung bestanden, sich vor Vertrags­
abschluß bei den Beklagten, bei Nachbarn oder bei den 
zuständigen Ämtern der Stadt nach dem früheren Schick-
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sal des Grundstücks zu erkundigen«, Auch für etwaige 
Bodenuntorsuchungen hätte kein Anlaß bestanden, denn 
die geplanten zweigeschossigen Heihenhäuser hätten 
ohne weiteres auf jedem ebenen gewachsenen Baugrund, 
wie er sich hier dargestollt habe, gebaut werden kön­
nen. Der etwaige Hinweis der Erstbeklagten auf den 
Auffüllcharakter dos bergseitig angrenzenden Nachbar­
grundstücks habe jedenfalls zu keinen weiteren Er­
mittlungen der Käufer Anlaß gegeben, er sei vielmehr 
eher geeignet gewesen, jeden Verdacht auf einen der­
artigen Mangel des Kaufgrundstücks zu zerstreuen.

Die Revision verweist auf RGZ 731» 343» 353» Da­
nach erleidet der allgemeine Satz, daß der Käufer 
nicht die Pflicht habe, vor dem Kaufabschluß den Ge­
genstand auf verborgene Mängel zu untersuchen und nach 
dem Vorhandensein solcher Mängel Erkundigungen einzuzie­
hen, nach zwei Richtungen Ausnahmen. Einmal dann, wenn 
die Umstände des Palls den Käufer zu besonderer Vor­
sicht mahnen müßten. Solche, ihrer Meinung nach vom Be­
rufungsgericht nicht gewürdigte Umstände erblickt die 
Revision in dem Hinweis, daß das hintere, mit Böschung 
versehene Grundstück als Steinbruchgebiet aufgeschüttet 
worden sei, daß auf dem Nachbargrundstück die Verbots­
tafel angebracht gewesen sei und daß das ganze dortige 
Baugebiet als früheres Steinbruchgebiet zu erkennen 
gewesen sei. Das Berufungsgericht hat jedoch die bei­
den erstgenannten Umstände bei der ihm obliegenden tat­
richterlichen Würdigung berücksichtigt, das Gegenteil 
des letztgenannten Umstandes ist ohne Verfahrensver-
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stoß ausdrücklich festgestellt. Die andere Ausnahme 
des genannten Grundsatzes ist dann gegeben, wenn der 
Käufer besondere Sachkunde hat (RGZ aaO S. 354 ). Da­
zu ist zu bemerken, daß der Zeuge ScflHHB, der für 
die Kläger mit den Beklagten die Verkaufsverhandlun- 
gen geführt hat, entgegen dem Vortrag der Revision 
nicht Architekt, sondern V/irtschaftsingenieur ist» 
Mangels einer besonderen Erkundigungspflicht über die 
Bodenverhältnisse des Baugrunds ist es unerheblich, 
daß Schiering sowohl vom Baurechtsamt als auf i’rage 
auch von der Beklagten zu 1} etwas über die Auffül­
lung hätte erfahren können»

Zur Höhe des Anspruchs auf Minderung des Kaufprei­
ses hat das Landgericht durch Sachverständigeiigutach­
ten Beweis erhoben über den objektiven Y/ert, den das 
Grundstück im Zeitpunkt des Kaufabschlusses gehabt hat, 
und über den Wert, den es gehabt haben würde, wenn es 
gewachsenen Boden gehabt hätte und nicht aufgeschüttet 
worden wäre» Der Sachverständige führt dazu aus, die 
Grund- und Bodenverhältnisse stellten mangels eindeu­
tiger Erkennung immer ein gewisses Risiko des Käufers 
dar» Bei außergewöhnlichen, ausgesprochen unnormalen 
Untergrundverhältnissen, bei denen ein Gebäude auf auf- 
gefülltem Grund erstellt werden müsse, werde der KaufIn­
teressent einen Abschlag von dem marktüblichen Kauf­
preis für Bauplätze mit normalen Verhältnissen vorneh­
men. Ein soldier Abschlag liege etwa in der Größenord­
nung der zu erwartenden Mehrkosten für die zusätzlidi 
erforderlichen Baumaßnahmen. Der Sachverständige hat
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die hier aufgewendeten Mehrkosten an Hand der ihm 
überlassenen Meßurkunde überprüft und als notwendi­
ge Mehrkosten 21 720,21 DM angesehen« Den Wert des 
vorliegeiiden Grundstücks schätzte er für den Fall, 
daß der Grund gewachsener Boden gewesen wäre, auf 
150 DM je Quadratmeter (insgesamt rund 194 000 DM), 
den Y/ert bei der gegebenen Auffüllung auf 135 DM je 
Quadratmeter (insgesamt rund 175 000 DM)» Dement­
sprechend hat das Berufungsgericht jede der vier Kauf­
preisforderungen um 10 gemindert»

Die Revision rügt, der Sachverständige habe 
seinem Gutachten das Privatgutachten Dr» 
über die Bodenverhältnisse und die Angaben des Archi­
tekten (Zeuge über die angeblich zusätz­
lichen Gründungskosten zugrunde gelegt, obwohl jenes 
Gutachten von den Beklagten angezweifelt und diese An­
gaben als unrichtig bestritten worden seien» Der Sach­
verständige hätte sich in die Beurteilungslage eines 
potentiellen Käufers versetzen müssen, dem die Beschaf­
fenheit des Grund und Bodens des KaufgrundStücks mehr 
oder weniger gleichgültig gewesen sei, also eines un­
befangenen Kaufinterossenten. Das Berufungsgericht ha­
be auf diese schon in der Tatsacheninstanz vorgebrach­
ten Einwendungen eingehen müssen.

Auch diese Rügen sind unbegründet» Die Höhe des 
Minderwerts hatte der Tatrichter unter Würdigung aller 
Umstände nach seiner Überzeugung zu schätzen. Offen­
sichtlich hat er die vom Sachverständigen dabei heran-
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gesogenen Schätzungsunterlagen, nämlich die Fest­
stellungen Dr. T J H B M H B  über die Bodenverhältnis­
se und die Meßurkunde über die Fundamentierung und 
Aussteifung der Untergeschosse, als hinreichend ge­
sicherte Anhaltspunkte für die Schätzung erachtet* Dies 
ist aus Rechtsgründen nicht zu beanstanden* Der Sach­
verständige selbst hat bei seiner Schätzung des objekti­
ven Werts zutreffend sich nicht einen in dem Sinn imbe­
fangenen Interessenten vor Augen gestellt, dem die Bo­
denbeschaffenheit mehr oder weniger gleichgültig ist« 
violmehr solche Käufer, die bei der Festlegung des 
Kaufpreises die infolge der Auffüllung erhöhten Grün­
dungskosten einkalkulierten. Der tatsächliche Kaufpreis 
war dagegen für die Schätzung des Sachverständigen nicht 
entscheidend, dessen nicht richtige Benennung im Gutach­
ten daher unschädlich.

Dem Antrag auf persönliche Anhörung des Sachver­
ständigen zum Zwecke seiner Befragung hätte stattgegeben 
werden müssen, wenn ein solcher Antrag in der mündlichen 
Verhandlung nach Erstattung des Gutachtens gestellt wor­
den wäre, hier also in der mündlichen Verhandlung am 
5» Mai 1965» In dieser Verhandlung haben die Beklagten 
einen solchen Antrag nicht gestellt. Die Anhörung des 
Sachverständigen in der zweiten Instanz stand daher im 
Ermessen des Berufungsgerichts. Das Berufungsgericht hat 
schließlich festgestellt, daß das gesamte Grundstück un- 
bestrittenermaßsn aufgefülltes ehemaliges Steinbruchge­
lände war. Es bestehen daher keine Bedenken, daß es je­
den der vier Bauplätze als zu je 10 in ihrem Y/ert ge­
mindert betrachtete.



Da sich die Revisionsangriffo sonach als un­
begründet erweisen und auch im übrigen kein Rechts- 
irrtum sum Nachteil der Beklagten zu 2) und 3) fest- 
gestellt worden konnte, war ihre Revision durch Teil­
urteil mit der Kostenfolge aus §§ 97, 100 Abs» 4 ZPO 
als unbegründet zurückzuweison» Uber die restlichen 
Kosten ist im Schlußurteil zu entscheiden»

Dr» Augustin Mattem Hill

Offterdinger Dr. Grell
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